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hendes Phänomen. Ein anderer Aspekt, 
der mir aber ganz besonders wichtig ist, 
betrifft allerdings einen unterschied zwi-
schen ost- und westdeutschland. Die Be-
deutung der ersten Säule, also der gesetzli-
chen Rentenversicherung, ist in ost-
deutschland relativ betrachtet höher als im 
westen. Das liegt daran, dass es dort weder 
die betrieblichen Renten noch die private 
Vorsorge im selben umfang gibt. Das ist ja 
gerade ein Ziel der Rentenkommission: 
eine Kapitaldeckung einzuführen, von der 
gerade diejenigen profitieren, die sie bis-
her noch nicht haben. Das ist in ost-
deutschland häufig der Fall.

Damit ist gemeint, dass ein Teil der Bei-
träge künftig in den Aktienmarkt inves-
tiert wird.
genau. Das ist jetzt die große chance. Die-
se kapitalgedeckten Elemente gibt es heu-
te schon in der zweiten Säule bei den Be-
triebsrenten und in der dritten Säule, wenn 
ich privat vorsorge. Die gibt es aber nicht 
in der ersten Säule. In der gesetzlichen 
Rente profitieren Sie derzeit überhaupt 
nicht von den Entwicklungen des Kapital-
markts. gerade diese Änderung ist aus 
meiner Sicht ein zutiefst soziales Instru-
ment, denn es betrifft genau die Men-
schen, die dazu bisher nicht in der Lage 
waren. Statistiken der Bundesbank zeigen 
nämlich Folgendes: Ärmere Menschen, die 
weniger Vermögen haben, haben in den 
vergangenen Jahren immer negative reale 
Renditen auf ihr Erspartes erzielt, wäh-
rend der reichere Teil der Bevölkerung 
positive reale Renditen erzielt hat. womit 
hängt das zusammen? Der ärmere Teil in-
vestiert im wesentlichen in Sparbücher 
und Ähnliches. Das Ersparte wird aber 
durch die Inflation getilgt, während der 
vermögendere Teil zum Beispiel in Aktien 
oder Immobilien investiert. Ich halte es für 
zentral, allen Menschen in Deutschland 
diese Möglichkeit zur Verfügung zu stellen.

Das entfällt, wenn die sogenannte Rente 
mit 63 bleibt?
wir haben als Rentenkommission immer 
wieder beschrieben, dass unsere 33 Emp-
fehlungen kein Buffet sind, aus dem man 
sich so einzelne Dinge heraussucht und 
andere nicht, denn die wechselwirkungen 
sind sehr zentral. Das ist jetzt ein gutes 
Beispiel:  wenn man diese Rente mit 63 
beibehalten möchte, stehen eben weniger 
Möglichkeiten zur Verfügung, um die Ka-
pitaldeckung aufzubauen. Deshalb kann 
ich nur davor warnen, jetzt zu glauben, 
man könnte tatsächlich mit so einem Buf-
fet anfangen. 

Die Fragen stellte Corinna Budras.
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Deutschland hat die umsetzungsfrist für 
die novellierte Eu-Industrieemissions-
richtlinie (IED) verfehlt. Seit dem 1. Juli 
hätten die Vorgaben der Richtlinie in 
nationales Recht überführt sein müssen. 
Doch der gesetzentwurf der Bundesre-
gierung, den der Bundestag am 26. März 
erstmals beraten hat, befindet sich wei-
terhin im parlamentarischen Verfahren.

Für rund 13.000 Industrieanlagen in 
Deutschland entsteht damit eine dop-
pelte unsicherheit: Die neuen Pflichten 
stehen fest, doch weder deren nationale 
Ausgestaltung noch der Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens sind geklärt. hinzu 
kommt, dass die Europäische Kommis-
sion mit ihrem umwelt-omnibus-Paket 
bereits wieder an einer Vereinfachung 
einzelner IED-Vorgaben arbeitet.

Die novellierte IED bringt einen 
Paradigmenwechsel. Jeder Betreiber 
einer IED-Anlage wird verpflichtet, ein 
umweltmanagementsystem (uMS) ein-
zurichten und dauerhaft zu betreiben. 
Es muss einen Transformationsplan ent-
halten – dessen Aufnahme in die Ver-
ordnung stellt die Bundesregierung mit 
Blick auf das Eu-omnibus-Verfahren 
jedoch „bis auf weiteres zurück“.

Außerdem verschärft die IED 2024 
die Emissionsanforderungen: Bei BVT-
Schlussfolgerungen, die Eu-weit für In-
dustrieanlagen einer bestimmten Bran-
che die besten verfügbaren Techniken 
(BVT) beschreiben, sollen künftig die 
„strengstmöglichen Emissionsgrenz-
werte“ innerhalb der Bandbreiten fest-
gelegt werden. Ergänzend führt die 
Richtlinie erstmals verbindliche um-
weltleistungsgrenzwerte für den Ver-
brauch von Materialien, wasser und 
Energie ein. Den Betreiber treffen zu-
dem erweiterte Veröffentlichungspflich-
ten: Insbesondere müssen genehmi-
gungsbescheide im Internet veröffent-
licht werden. Zudem wird der 
Anwendungsbereich auf neue Anlagen-
typen ausgedehnt, darunter gigafacto-
ries für die Batterieherstellung.

und schließlich verschärft die Richtli-
nie das Sanktionsregime: Bei schwers-
ten Verstößen sollen geldbußen von 

mindestens 3 Prozent des Jahresumsat-
zes des Betreibers im jeweiligen Mit-
gliedstaat möglich sein. Erstmals sieht 
die IED zudem einen Schadensersatzan-
spruch für Personen vor, deren gesund-
heit durch rechtswidrige Emissionen ge-
schädigt wurde. Damit steigen die haf-
tungsrisiken für die geschäftsleitung.

Die Richtlinie ist seit dem 4. August 
2024 in Kraft. Doch wann die abschlie-
ßende Lesung und die Zustimmung des 
Bundesrates erfolgen, ist offen. Für das 
uMS sieht der Entwurf eine Übergangs-
frist von vier Jahren nach genehmi-
gungserteilung oder -aktualisierung vor 
– spätestens bis 2030. Für Tierhaltungs-
anlagen gelten längere Übergangsfris-
ten von vier bis sechs Jahren nach Veröf-
fentlichung einheitlicher Betriebsvor-
schriften durch die Kommission.

Juristisch gilt: Solange das umset-
zungsgesetz fehlt, können Betreibern 
keine neuen Pflichten aus der Richtlinie 
unmittelbar auferlegt werden – denn 
eine nicht umgesetzte Richtlinie wirkt 
nur zugunsten Privater gegenüber dem 
Staat, nie umgekehrt. Praktisch bedeut-
sam ist jedoch die Pflicht zur richtlinien-
konformen Auslegung: Behörden und 
gerichte müssen das bestehende Bun-
desimmissionsschutzgesetz bereits jetzt 
im Lichte der IED 2024 anwenden.

Das im Dezember 2025 vorgelegte 
umwelt-omnibus-Paket verkompliziert 
die Lage zusätzlich. Es sieht vor, die 
Pflicht zum Transformationsplan zu 
streichen, die Frist zur uMS-Einfüh-
rung zu verlängern und die unabhängi-
ge uMS-Prüfung abzuschaffen. Der 
omnibus-Vorschlag ist zwar noch nicht 
angenommen, für die betriebliche Pla-
nung kann er dennoch bedeutsam wer-
den. Abwarten ist keine option: Betrof-
fene unternehmen sollten jetzt han-
deln, die uMS-Einführung vorbereiten 
und sowohl das Berliner gesetzge-
bungsverfahren als auch das omnibus-
Paket eng verfolgen. Neue Pflichten 
kommen – offen ist nur noch, wann und 
in welcher Form. TIMo AuST

Der Autor ist Anwalt bei GSK Stockmann.

Neue Pflichten für 13.000 
Industrieanlagen
Der gesetzgeber hat es nicht geschafft, europäische 
Regeln umzusetzen. Jetzt kommen die nächsten.

Es begann mit einem Sommerloch-The-
ma: Der hamburger Datenschutzbeauf-
tragte Thomas Fuchs setzte Ende Juni 
eine Pressemitteilung ab, die gut in die 
heiße Jahreszeit hineinzupassen schien: 
„Privatsphäre gilt auch im Freibad: Digi-
tales Spannen ist nicht erlaubt!“ Darin 
berichtete er, seine Behörde erhalte „hin-
weise insbesondere von Frauen, die 
heimlich gefilmt oder fotografiert wer-
den. Dies geschieht nicht nur durch Mo-
biltelefone, sondern auch durch neue ge-
räte mit integrierter Kamerafunktion, 
wie etwa Smart glasses, die unbemerkte 
Aufnahmen noch unauffälliger ermögli-
chen.“ hierzu erklärte er: „Es ist nicht er-
laubt, andere Menschen gezielt ohne ihre 
Zustimmung zu fotografieren oder zu fil-
men.“ Einen Monat später bekommt die 
Thematik einen neuen Spin, der hambur-
ger DSB hält nun sogar ein Verbot von 
Meta Smart glasses für möglich.

Damit steht der Meta-Konzern im Fo-
kus. Seit 2023 hat Meta seine Smart glas-
ses millionenfach verkauft, diese können 
weit mehr als Sehschwächen auszuglei-
chen. Über Lautsprecher lässt sich Musik 
hören, eingebaut sind Mikrofone und 
eine Kamera mit hoher Auflösung. Da-
mit können via KI beispielsweise Texte 
aus fremden Sprachen übersetzt werden, 
etwas für Touristen. All das funktioniert 
ohne hände per Sprachsteuerung. Einge-
setzt werden Smart glasses übrigens 
häufig auch von Sehbehinderten, die sich 
die umgebung akustisch beschreiben las-
sen, und von Menschen mit altersbeding-
tem hörverlust.

Auf mögliche Kritik am Kameraeinsatz 
mit Aufnahmemöglichkeit hat sich Meta 
vorbereitet: eine rote LED-Lampe leuchtet 
am Brillenrand bei jeder Foto- oder Video-

aufnahme automatisch auf, damit werden 
jedenfalls bei einem aufmerksamen 
gegenüber heimliche Aufnahmen verhin-
dert. Dieses Feature hat Meta abgesichert, 
wer durch Abdecken der LED-Lampe 
heimlich filmen möchte, wird geblockt.

Das jetzt vom hamburger DSB ins Spiel 
gebrachte Produktverbot ist angesichts der 
weiten Verbreitung von digitalen Aufnah-
memöglichkeiten – wer hat denn kein 
Smartphone mit Kamera? – ein scharfes 
geschütz, allerdings nicht aus dem hause 
Datenschutz, sondern des Telekommuni-
kationsrechts. Nach dem Telekommunika-
tion-Digitale-Dienste-Datenschutz-ge-
setz ist der Besitz und auch der Verkauf 
von Aufnahmegeräten, die als Alltags-
gegenstände getarnt sind, in Deutschland 
verboten. Dazu zählen etwa Kinderpup-
pen mit Kameraaugen oder Kugelschrei-
ber mit „Spionagetools“. Solche „Telekom-
munikationsanlagen“ können von der da-
für zuständigen Bundesnetzagentur 
(BNetzA) vom Markt genommen werden.

Dies steht aber nicht zu erwarten, da die 
BNetzA im Dezember 2023 bereits Smarte 
Brillen mit optischen warnzeichen ab-

nickte. Alles andere erschiene aus der Zeit 
gefallen, inzwischen sind wir umgeben 
von digitalen Angeboten: unsere Kfz sind 
mit Dutzenden Kameras und Mikrofonen 
ausgestattet, selbst die Türklingel verfügt 
über Kamera und Mikrofon, die helmka-
mera und die Dashcam sind im Einsatz – 
und natürlich Telefone und Smartwatches 
mit Kamera und Mikrofonen. Das ist keine 
„heimliche Ausspähmaßnahme“, sondern 
nutzerorientiertes Industriedesign.

Insgesamt scheint die Rechtslage dieser 
Vielfalt moderner Digitalprodukte kaum 
noch gewachsen: Zwar ist die heimliche 
Audio-Aufnahme strafrechtlich verboten 
(§ 201 StgB), eine entsprechende Straf-
vorschrift für heimliche Foto- oder Film-
aufnahmen existiert jedoch (noch) nicht; 
diese Strafbarkeitslücke hat die Bundesjus-
tizministerin im April ins Visier genom-
men. Auch datenschutzrechtlich ist bei der 
Nutzung von Smart glasses wenig klar. 
Der hamburger Datenschutzbeauftragte 
hat seinen Prüfbericht noch nicht veröf-
fentlicht, sagt aber schon jetzt: Das Auf-
nehmen von Personen mit den Meta glas-
ses verstößt eindeutig gegen das Daten-

schutzrecht. Das dürfte spannend werden. 
Denn natürlich ist jedes Fotografieren 
oder Filmen von Personen mit einer Ver-
arbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
verbunden; schon die Aussage, dass dies 
„nur mit Einwilligung zulässig“ sei, dürfte 
aber nicht zutreffen. Denn die einschlägi-
ge europäische Datenschutz-grundver-
ordnung (DSgVo) sieht neben der Ein-
willigung noch weitere Verarbeitungs-
grundlagen vor, etwa ein überwiegendes 
Interesse eines Fotografen, der die Bilder 
für sein privates, nicht online zugängliches 
Archiv nutzen möchte.

Zudem ist alles andere als klar, dass die 
DSgVo in solchen Fällen überhaupt an-
wendbar ist. hier gibt es die sogenannte 
haushaltsausnahme „für persönliche oder 
familiäre“ Datenverarbeitungen – und da-
zu zählte man bislang das nicht gewerbli-
che Fotografieren in der Öffentlichkeit.

Nun sind Smart glasses regelmäßig mit 
dem Internet vernetzt, auch zum Training 
von KI. Aber diese Fragestellungen dürfen 
mit dem reinen Fotografieren nicht in 
einen Topf geworfen werden. Zudem ist 
für die mit den Meta glasses angefertigten 
Bilder keineswegs Meta rechtlich verant-
wortlich, sondern allein der Nutzer. Ein 
generelles Verbot der Brillen von Meta 
steht also auch hiernach nicht an. Die 
DSgVo ist „technologieneutral“, reguliert 
also nicht Produkte und Technologien, 
sondern Datennutzungen.

Datenschützer bleiben, anders als gute 
Schuster, selten „bei ihren Leisten“. Sie 
nutzen fremde Zuständigkeiten (hier der 
BNetzA) und Argumente, für die sie nicht 
berufen sind: wenn Aufnahmen in der Öf-
fentlichkeit als „Eindringen in die Privat-
sphäre“ oder gar „Verletzung der Intim-
sphäre“ angeprangert werden, dann ver-
wenden Datenschützer Vokabular aus dem 
Bereich des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts, das als zivilrechtliche Rechtsposi-
tion ausgestaltet ist. Das „Recht am eige-
nen Bild“ ist allerdings nicht den staatli-
chen Datenschutzbehörden anvertraut, 
hier haben die ordentliche gerichte das 
letzte wort – und die haben sich zu Smart 
glasses bislang nicht grundsätzlich nega-
tiv geäußert. warum sollten sie auch?

Der Autor ist geschäftsführender Direktor des 
wissenschaftlichen Instituts für die Digitalisie-
rung der Arbeitswelt in Berlin,sowie Landesbe-
auftragter für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit Baden-Württemberg a.D. 

Smart Glasses im Visier der Datenschützer
Die Brillen des 
 Meta-Konzerns sind 
beliebt, aber sind sie 
auch erlaubt? 
Daran gibt es Zweifel – 
zu Recht? 
Von Stefan Brink

Meta-Chef Mark Zuckerberg mit seinen Smart Glasses       Foto      Reuters

wIESBADEN. Der Aufwärtstrend 
in dem seit Jahren kriselnden woh-
nungsbau in Deutschland verstetigt 
sich. Auch im Juni stieg die Zahl der 
Baugenehmigungen für Neubau so-
wie umbau von wohnraum im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat prozen-
tual zweistellig. Dies teilte das Statis-
tische Bundesamt mit. Für die ersten 
sechs Monate insgesamt ergab sich 
mit 15,1 Prozent plus auf 126.300 
Einheiten der stärkste Anstieg für 
ein erstes halbjahr seit dem ersten 
halbjahr 2016. Allerdings war der 
Vorjahreszeitraum 2025 auch ver-
gleichsweise schwach. Den höchsten 
wert für den Zeitraum Januar bis Ju-
ni verzeichnen die wiesbadener Sta-
tistiker in ihrer Zeitreihe für das erste 
halbjahr 2021 mit fast 190.000 Bau-
genehmigungen für wohnungen.

Die Zahl der Baugenehmigungen 
bewege sich trotz des Anstiegs „noch 
immer auf dem Niveau des ersten 
halbjahres 2011“, sagte der haupt-
verband der Deutschen Bauindustrie: 
„Auch die Auftragseingänge bleiben 
fragil, was zeigt, dass immer noch 
wenig gebaut wird.“ Im Juni des lau-
fenden Jahres genehmigten die Be-
hörden 21.600 wohnungen in Neu-
bauten und Bestandsgebäuden, und 
damit 13,8 Prozent mehr als im Vor-
jahresmonat. Mehr als 80 Prozent da-
von ist wohnraum, der in neuen ge-
bäuden entstehen soll.

Ähnlich ist das Verhältnis im ers-
ten halbjahr, in dem die Neubauten 
mit 103.100 Einheiten ebenfalls 
deutlich überwiegen: 24.000 Einfa-
milienhäuser (plus 12,7 Prozent), 
7700 Zweifamilienhäuser (plus 27,3 
Prozent), 67.000 Neubauwohnungen 
in Mehrfamilienhäusern (plus 16,9 
Prozent), 4400 wohnungen in wohn-
heimen (plus 0,9 Prozent).

Schätzungen zufolge fehlen etwa 
eine Million wohnungen in 
Deutschland. Vor allem in Ballungs-
räumen ist bezahlbarer wohnraum 
knapp. Im vergangenen Jahr waren 
in Deutschland so wenige wohnun-
gen fertiggestellt worden wie seit 
dem Jahr 2012 nicht mehr. 206.600 
fertige Einheiten bedeuteten einen 
Rückgang um 18 Prozent zum Vor-
jahr. Die Bundesregierung will mit 
einem „Bau-Turbo“ über schnellere 
genehmigungen den wohnungsbau 
voranbringen und hat zudem Förder-
programme für energieeffizientes 
Bauen reaktiviert. dpa

Wohnungsbau 
legt so stark zu 
wie lange nicht

Ministerpräsidenten argumentieren, das 
gebiete der Respekt vor der Lebensleis-
tung.
Die Zahlen zeigen sehr deutlich, dass es 
nicht um den berühmten Dachdecker 
geht, der dadurch in die Lage versetzt 
werden soll, frühzeitig in Rente gehen zu 
können.

Es gibt weitere Missverständnisse: Von 
einer Rente mit 63 kann man nicht mehr 
sprechen …
Inzwischen geht es um die Rente mit 65, 
denn das Eintrittsalter ist weiter gestiegen.

… und es wird niemand gezwungen wei-
terzuarbeiten, wenn er nicht mehr kann.
Absolut. Es geht um die Frage, ob diejeni-
gen, die 45 Jahre gearbeitet haben, ohne 
Abschläge in Rente gehen können. Das 
führt zu höheren Kosten, die die gemein-
schaft der Rentenversicherten trägt. Eine 
DIw-Studie spricht von Kosten in höhe 
von zehn Milliarden Euro pro Jahrgang. 
Das sind gewaltige Summen. hinzu 
kommt, dass wir eine härtefallregelung 
vorgeschlagen haben. wenn es Menschen 
gibt, die wirklich nicht in der Lage sind, so 
lange zu arbeiten, können die auch früher 
in Rente gehen.

In der Öffentlichkeit wird oft kritisiert, 
dass die Lebensarbeitszeit keine Rolle 
spiele.
Das ist ein weiteres Missverständnis. Na-
türlich spielt die Lebensarbeitszeit eine 
große Rolle. Für jedes Jahr, das ich arbei-
te, bekomme ich bis zu zwei Rentenpunk-
te. Das heißt, wenn ich länger arbeite, ist 
es für mich auch besser, als wenn ich we-
niger arbeite. Jetzt werden die Dinge teil-
weise unsauber, manchmal hat man den 
Eindruck, vielleicht auch bewusst unsau-
ber, so dargestellt, als ob diese Lebens-
leistung nicht berücksichtigt wird. Das ist 
einfach falsch.

Ihnen wird von den Ministerpräsidenten 
vorgeworfen, die Besonderheiten Ost-
deutschlands nicht zur Kenntnis zu neh-
men. Spielte das in der Rentenkommis-
sion eine Rolle?
Das ist für mich eine fragwürdige Tendenz: 
Das ist ja kein Thema, das ostdeutschland 
gegen westdeutschland ausspielt. Diese 
Regel gilt für alle. Jetzt ist es so, dass es sys-
tembedingt im Moment in ostdeutschland 
mehr Menschen gibt, die länger erwerbstä-
tig waren. Ich sage „noch“, weil sich der 
Arbeitsmarkt immer mehr angleicht. Dem-
entsprechend ist das ein eher vorüberge-

Jörg Rocholl  ist der Präsident der 
European School of Management 
and Technology.  
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Herr Rocholl, in der Rentenkommission 
haben Sie wochenlang um Vorschläge ge-
rungen. Zunächst haben sich die ent-
scheidenden Akteure in der Bundesregie-
rung hinter die Empfehlungen gestellt, 
dann kamen die ostdeutschen Minister-
präsidenten und bohrten den Kompro-
miss wieder auf. Was waren Ihre ersten 
Gedanken?
Nach der Übergabe am 23. Juni war fast 
eine Euphorie festzustellen, dass es end-

lich doch gelingt, eine Reform auf den 
weg zu bringen, die Deutschland helfen 
kann. gerade bei einer Frage, die Ende 
des vergangenen Jahres noch fast zum 
Auseinanderbrechen der Koalition geführt 
hätte. Aber dann kamen genau in der 
Sommerpause, man könnte auch sagen im 
Sommerloch, diese Aussagen der ostdeut-
schen Ministerpräsidenten. Meine erste 
Reaktion war: wahlkampf trifft Sommer-
loch. Aber es kam überraschend, weil es so 
klare Äußerungen nach der Übergabe gab. 

Dazu gab es auch schon gremienbeschlüs-
se der Parteien.

Wir sollten noch einmal genau klären, 
worum es geht. Was haben Sie mit Blick 
auf die sogenannte Rente mit 63 vorge-
schlagen?
Es geht hier um die besonders langjährig 
Versicherten. wenn sie 45 Jahre lang in 
Beschäftigung waren, können sie derzeit 
in der Regel ohne Abschlag in die Rente 
gehen. wir empfehlen, diese abschlags-
freie Rente nach 45 Jahren abzuschaf-
fen. Das hat vielfältige Auswirkungen. 
Natürlich erst einmal dadurch, dass die 
finanzielle Belastung für die gemein-
schaft in der Rentenversicherung ent-
fällt. Es hat auch Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt, gerade in einer Zeit, in 
der wir die Fachkräfte brauchen. Aber es 
gibt vor allem einen Punkt, der aus mei-
ner Sicht zutiefst die soziale gerechtig-
keit betrifft: Im Moment ist es so, dass 
diejenigen, die die Rente mit 63 in An-
spruch nehmen, in der Regel besser ver-
dienen. Es sind meist Männer, und die 
sind auch gesünder als diejenigen, die 
sie nicht in Anspruch nehmen können, 
weil sie wegen gesundheitlicher Proble-
me gar nicht in der Lage sind, 45 Jahre 
lang in die Rentenkasse einzuzahlen. 
Deshalb ist es eine Subvention einer oh-
nehin schon privilegierten gruppe. Aus 
diesen gründen war unsere Empfeh-
lung, sie abzuschaffen.

In der öffentlichen Diskussion wird ge-
nau das Gegenteil behauptet. Die CDU-

„Die Rente mit 63 
subventioniert 
eine privilegierte 
Gruppe“
Der Kampf um die Rente mit 63 wird zur 
gerechtigkeitsfrage. Der Ökonom Jörg 
Rocholl hält die Abschaffung für dringend 
geboten.

F.A.Z. Podcast für Deutschland
Das vollständige 
Interview mit dem 
Ökonomen  Jörg 
Rocholl können Sie im 
F.A.Z. Podcast für 
Deutschland hören. 
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